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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Verlängerung des Mechanismus 
für den mittelfristigen finanziellen Beistand 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 und 108; 

auf Vorschlag der Kommission; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 1 der Entscheidung des Rates vom 22. März 
1971 über die Einführung eines Mechanismus für 
den mittelfristigen finanziellen Beistand (71/143/ 
EWG^) sieht im 2. Absatz vor, daß dieser Mechanis- 
mus, der zunächst ab 1. Januar 1972 für ein Zeit- 
raum von vier Jahren in Kraft tritt, sodann auto- 
matisch um jeweils fünf Jahre verlängert wird, so- 
fern eine Einigung über den Übergang zur zweiten 
Stufe des Plans für die Wirtschafts- und Währungs- 
union erzielt wird und falls nicht ein oder mehrere 
Mitgliedstaaten einer solchen Verlängerung wider- 
sprechen. 

Der Mechanismus des mittelfristigen Beistands 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1971, S. 15 


Begründung 

Der Artikel 1 der Entscheidung des Rates 71/143/ 
EV/G vom 22. März 1971 über die Einführung eines 
Mechanismus für den mittelfristigen finanziellen 
Beistand sieht in Absatz 2 vor, daß dieser Mechanis- 
mus, der zunächst für einen Zeitraum von vier Jah- 
ren, vom 1. Januar 1972 an gerechnet, gelten sollte, 
anschließend automatisch um jeweils fünf Jahre 
verlängert wird, sofern eine Einigung über den 
Übergang zur zweiten Stufe des Plans für die Wirt- 
schafts- und Währungsunion erzielt wird. Die Be- 


gestattet es, die Inanspruchnahme der im EWG- 
Vertrag vorgesehenen Schutzklauseln zu vermeiden. 

Die ursprünglichen Beweggründe für die Einfüh- 
rung dieses Mechanismus sind noch gegeben, und 
sie haben noch an Gewicht gewonnen, da sich die 
Zahlungsbilanzungleichgewichte noch verschärft ha- 
ben. 

Es ist erforderlich, die ursprüngliche Geltungs- 
dauer des mittelfristigen Beistands von vier auf 
acht Jahre zu erhöhen — 

FIAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 1 Absatz 2 der Entscheidung des Rates 
vom 22. März 1971 wird der Satzteil „von vier Jah- 
ren, vom 1. Januar 1972 an gerechnet'' ersetzt durch 
den Satzteil „von acht Jahren, vom 1. Januar 1972 
an gerechnet". 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an alle Mitglicdstaaten ge- 
richtet. 


ratungen, die Ende 1973 im Rat über diesen Über- 
gang stattfanden, sind aber ohne förmlichen Ab- 
schluß geblieben. 

Angesichts dieser Lage und um zu vermeiden, daß 
vom 1. Januar 1976 an eine Unsicherheit besteht in 
Bezug auf das Weiterbestehen des mittelfristigen 
Beistands, schlägt die Kommission, nach Kenntnis- 
nahme des zustimmenden Berichts des Währungs- 
ausschusses vor, daß der Rat vor dem 31. Dezember 
1975 beschließen soll, die Anlaufzeit dieses Mecha- 
nismus von vier auf acht Jahre zu verlängern. 
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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 11. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Me 9/75: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsentwurf ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu ihrem 
Entwurf übermJttelte Begründung beigefügt. 

Wegen der Eilbedürftigkeit wird der federführende Bundesminister der Finanzen den Finanz-, den Haus- 
halts- und den Wirtschaftsausschuß unmittelbar unterrichten. 
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